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Wenn ein amtierender Ministerpräsident Teile der Medienlandschaft öffentlich als „Feinde
der Demokratie“ bezeichnet, lässt das die Alarmglocken schrillen. Die jüngsten Äußerungen
von Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) bei „Markus Lanz“ zur
Pressefreiheit stehen exemplarisch für eine gefährliche Verschiebung im politischen
Denken: weg vom Verständnis der Grundrechte als Schutz des Bürgers vor dem Staat – hin
zu einem paternalistischen Verständnis, indem der Staat meint, die Demokratie vor ihren
eigenen Bürgern und vor Kritik schützen zu müssen. Ein Artikel von Maike Gosch.

Was Daniel Günther bei Lanz gesagt hat

Gegen Ende eines Gesprächs bei Lanz über die CDU und ihren Umgang mit der AfD in der
ZDF-Sendung „Markus Lanz“ vom 7. Januar 2026 übte Schleswig-Holsteins
Ministerpräsident Daniel Günther scharfe Kritik an bestimmten Online-Medien und
publizistischen Akteuren, wobei er konkret Nius nannte.

Er sprach zunächst von der Gefahr von Social Media und der Macht großer
Technologiekonzerne, die unseren Diskurs „infiltrieren“ würden und „die es nicht gut mit
unserer Demokratie meinen“. Hier wurde er geradezu antiamerikanisch:

„Man merkt doch, dass die Vereinigten Staaten ihre politischen Ziele nicht
erreichen im Moment, um Demokratie zu stärken, sondern um schlicht und
ergreifend ihre Machtinteressen zu vertreten. Und so ist es ja nicht so, dass sie
auch in Europa daran interessiert sind, dass wir Stabilität haben, dass
demokratische Parteien in unseren Ländern …“ –

An dieser Stelle wurde er von der einflussreichen Journalistin Melanie Amann (Funke
Mediengruppe, vormals Der Spiegel) unterstützt, die ergänzte: „An Meinungsvielfalt sind
sie auch nicht interessiert.“

Dem stimmte Günther zu. So weit, so noch weitgehend unproblematisch. Dann sprach er
aber über die Unzuverlässigkeit von Informationen aus sozialen Medien:

„Selbst Politiker, die im Bundestag sitzen, selbst Abgeordnete unserer Fraktion,
die gucken sich so’n Quatsch an. Und merken auch nicht, dass bestimmte Medien
auch darauf einsteigen.“

https://www.youtube.com/watch?v=NM8qB9AoSxI&t=11s
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Auf Nachfrage von Lanz, was und wen er damit genau meinte, wurde Günther konkreter:
Viele Medien stiegen darauf ein, indem sie selbst „politische Agitation“ betrieben und nicht
mehr „Journalismus machen“. Auf weitere Nachfrage von Lanz erklärte er, dass es bei
„Schieflagen“ in der großen Koalition (schwarz-rot), wie zum Beispiel bei der Diskussion um
die Wahl von Frauke Brosius-Gersdorf an das Verfassungsgericht, immer auch daran
gelegen habe, dass sich Politik von Medienkampagnen beeinflussen ließe und dass
bestimmte Medien auch ihre eigenen politischen Ziele … (durchzusetzen versuchten). Hier
nannte er konkret Nius. Und dann legte er los, kritisierte, dass sogar seine eigenen
Parteigenossen diese Medien konsumieren würden und sogar in WhatsApp-Gruppen teilten.
Und dann fielen die Worte:

„Wir müssen viel, viel mehr aufwachen, dass das unsere Gegner und auch die
Feinde der Demokratie sind.“

Lanz hakte nach und bat um Klärung: „Also, was sie jetzt gerade sagen, ist im Grunde: Wir
müssen das regulieren, wir müssen notfalls zensieren und im Extremfall sogar verbieten.“
Woraufhin Günther antwortete: „Ja.“ Er ergänzte dann und schwenkte dabei zu einem
vorigen Diskussionsinhalt um: „Social Media darf bis 16-Jährigen nicht mehr zugänglich
gemacht werden“, und sprach vom australischen Vorbild, wo eine solche Regelung kürzlich
eingeführt wurde. Lanz lenkte ihn aber wieder zurück zu seiner Kritik an Nius und
ähnlichen Portalen, indem er fragte, wie denn hier ein Vorgehen mit der Meinungsfreiheit
vereinbar wäre. Günther sprach davon, es wäre nicht nur die Aufgabe der Politik, die
Demokratie zu schützen, sondern auch alle zivilen Organisationen müssten sich zur
Demokratie bekennen. Dann sprach er von Qualitätskriterien, die die Medien erfüllen
müssten. Am Beispiel von Nius kritisierte er, dass in den Artikeln, die er dort gesehen habe,
in der Regel nichts stimmen würde, sie im Grunde faktenfrei seien und reine
Meinungsmache betreiben würden und die Macher von Nius dann so auftreten würden, als
wäre das im Sinne der Meinungsfreiheit etwas, das man in unserem Land sagen dürfe.

Seine Aussagen lösten breite Kritik aus.

Wohl am schärfsten formulierte es Rechtsanwalt Joachim Steinhöfel in der Welt:

„Er ist ein Brandstifter im Kostüm eines Biedermanns, der der Pressefreiheit den
Krieg erklärt hat. Offenbar betrachtet er die Presse als sicherheitspolitisches
Risiko, das vom Staat gemanagt werden soll.“

https://www.tagesschau.de/ausland/ozeanien/social-media-verbot-australien-in-kraft-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/ozeanien/social-media-verbot-australien-in-kraft-100.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/video6960c9b38605767e8f9306e7/pressefreiheit-wir-werden-guenther-dafuer-rechtlich-zur-verantwortung-ziehen.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/video6960c9b38605767e8f9306e7/pressefreiheit-wir-werden-guenther-dafuer-rechtlich-zur-verantwortung-ziehen.html
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Inzwischen hat Steinhöfel für das Online-Portal Nius rechtliche Schritte (zunächst in Form
einer Abmahnung) gegen die Äußerungen des Ministerpräsidenten eingeleitet.

Auch Wolfgang Kubicki (FDP) fand harte Worte auf X:

„Das ist absolut inakzeptables, autoritäres Geschwurbel von Daniel Günther.
Finger weg von der Pressefreiheit! WK“

Es gab auch Stimmen, die Günthers Aussagen verteidigten, wie Rüdiger Suchsland von
Telepolis. Er scheint Günther in weiten Teilen recht zu geben und kritisiert wiederum die
Kritiker unter den Journalisten, die „allesamt in das gleiche Horn tröten“ würden und
jegliche Kritik als „Majestätsbeleidigung“ empfänden. Seiner Einschätzung nach richtet sich
Günthers Kritik hauptsächlich gegen US-amerikanische Technologiekonzerne und die mit
ihnen verbündete US-Regierung, die die Demokratie nicht stärken wollten und – aus
Suchlands Sicht ebenfalls berechtigt – gegen „jenen Teil der deutschen Medienlandschaft
(…), die seit Jahren an der Zersetzung des politischen Diskurses mitwirken, die
faktenfreie Meinungsmache betreiben, oberflächliche Quatschthemen hochkochen, bewusst
missverstehen und jedes Sachproblem personalisieren“. (Hervorhebung durch die Autorin)

Auch der Politiker Till Steffen (Bündnis 90/Die Grünen) verteidigte Günther auf X gegen die
Kritik:

„Daniel Günther will, dass Medien auf Qualitätskriterien achten. FDP-Leute, wie
Kubicki oder Dürr verstehen ihn absichtlich falsch und sagen, er wolle die
Pressefreiheit einschränken. Das ist ein verzweifelter Versuch der FDP,
Aufmerksamkeit zu gewinnen.“

Das ist natürlich eine Verkürzung der Aussagen von Günther. Allein über den Wunsch, auf
Qualitätskriterien zu achten, hätte sich sicher niemand aufgeregt. Es ist zunächst kein
Problem, mehr Qualitätskriterien einzufordern beziehungsweise die in Deutschland
presserechtlich bereits bestehenden Sorgfaltspflichten und Standards einzufordern und
notfalls einzuklagen.

Was an Günthers Aussagen ist nun so problematisch, dass sie zu solch starken Reaktionen
geführt haben und z.B. vom Journalisten und ehemaligen Kultus- und Finanzminister von
Mecklenburg-Vorpommern Mathias Brodkorb (SPD) im Cicero als „ungeheuerlich“

https://www.welt.de/politik/deutschland/article6963ba6530937d11a92a65e0/aussagen-ueber-nius-rechtsanwalt-steinhoefel-geht-juristisch-gegen-ministerpraesident-guenther-vor.html
https://x.com/KubickiWo/status/2009154741989986400?s=20
https://x.com/KubickiWo/status/2009154741989986400?s=20
https://www.telepolis.de/article/Die-heilige-Kuh-Meinungsfreiheit-Warum-Daniel-Guenther-Medien-provoziert-11135454.html
https://www.telepolis.de/article/Die-heilige-Kuh-Meinungsfreiheit-Warum-Daniel-Guenther-Medien-provoziert-11135454.html
https://x.com/till_steffen/status/2009253714138116357?s=20
https://x.com/till_steffen/status/2009253714138116357?s=20
https://www.cicero.de/innenpolitik/schleswig-holsteins-ministerprasident-fordert-zensur-ist-daniel-gunther-noch-ein-demokrat
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bezeichnet wurden?

Es ist aus meiner Sicht die gefährliche Selbstgewissheit von Politikern wie Günther,
insbesondere drei Punkte für die Gesellschaft definieren zu können:

Was ist Demokratie? Und wer gehört dazu?

Die Tatsache, dass Günther glaubt, definieren zu dürfen, welche Meinungen und
Medienportale „demokratisch“ seien, offenbart aus meiner Sicht sein problematisches
Demokratieverständnis. Er glaubt, das Schutzgut unserer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung sei die von ihm definierte „Demokratie“ (unter Ausschluss z.B. der AfD oder
rechter Medienportale). Er hätte genauso gut sagen können: „Wir sind die Demokratie“ – im
Sinne des absolutistischen Selbstverständnisses „l’état c’est moi“ (der Staat bin ich) – d.h.
jeder Angriff auf mich oder uns „wirkliche Demokraten“ ist ein Angriff auf die Demokratie
selbst. Kritik wird nicht mehr als demokratischer Widerspruch, sondern als Angriff auf die
Demokratie selbst gedeutet.

Er nimmt sich also heraus, definieren zu dürfen, was „Demokratie“ sei und Politiker, Bürger
und Journalisten aus dieser Definition auszugrenzen. Damit missversteht er die Systematik
unseres demokratischen Systems. Wie Harald Neuber in der Berliner Zeitung richtig sagte:

„Die Pressefreiheit ist ein Abwehrrecht gegen den Staat, nicht ein vom Staat zu
verwaltendes Privileg.“

Wie kommen Günther und viele seiner „Gesinnungsgenossen“ dazu, diese grundsätzliche
Systematik unseres demokratischen Systems zu verkennen, wenn nicht sogar in ihr
Gegenteil zu verkehren? Es ist die Umdeutung, die seit einigen Jahren stattfindet. (Siehe
hierzu auch hier und hier.) Der Staat ist bedroht von den „Feinden der Demokratie“, d.h.
der Staat und „unsere Demokratie“ sind die zu Schützenden. Daher kommt es auch zu
solchen massiven Fehlschlüssen, in denen angenommen wird, die Grundrechte seien
Abwehrrechte des Staates gegen seine Bürger und nicht umgekehrt. In der tiefen
Überzeugung, selbst „die Guten“ zu sein, übersehen sie, wie arrogant und übergriffig es ist,
als Politiker zu definieren, wer zur Demokratie gehören darf und wer nicht.

Die Militarisierung des Informationsraums

Wenn aber zunächst in der Corona-Zeit – von vielen sicher aus Angst und in einem
Notstandsgefühl – Grundrechte missachtet wurden und Widerspruch zur Gefahr erklärt

https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/daniel-guenther-erfuellt-dieser-mann-noch-die-qualitaetskriterien-fuer-einen-politiker-li.10013211
https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/daniel-guenther-erfuellt-dieser-mann-noch-die-qualitaetskriterien-fuer-einen-politiker-li.10013211
https://www.nachdenkseiten.de/?p=116908
https://www.nachdenkseiten.de/?p=118392
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wurde und dann in den letzten Jahren ständig „hybride Bedrohungen“,
„Feindespropaganda“ und „Desinformation“ beschworen werden, hat das nicht nur in der
Gesellschaft viel kaputt gemacht, sondern offensichtlich auch bei Politikern wie Günther
große Verschiebungen in der Wahrnehmung demokratischer Prozesse ausgelöst:

Kritik an Regierungshandeln wird nicht mehr als notwendiger Bestandteil demokratischer
Kontrolle wahrgenommen, sondern als potenziell feindlicher Akt. Diese „militärische Brille“
beim Blick auf den Informationsraum führt dazu, dass Widerspruch delegitimiert wird. Es ist
besonders auffällig, wie martialisch Günthers Sprache in dem Interview ist. Er spricht von
„Infiltrieren“, von „Zersetzung“, „Propaganda“, „Feinden der Demokratie“ und – als es um
den Umgang mit der AfD geht – von „Kampf“ und davon, „sich den Feinden der Demokratie
Aug‘ in Aug‘ entgegenzustellen“. Er sieht sich im Informationskrieg, und es müssen aus
seiner Sicht deshalb harte Bandagen angezogen werden.

Was ist Journalismus? Und wer definiert das?

Ein weiteres Problem ist, mit welch einer Leichtfertigkeit Günther in der Diskussion
Journalisten ihre Eigenschaft als Journalist aberkennt, sich also herausnimmt, entscheiden
zu dürfen, wer ein richtiger „Journalist“ sei (seiner Meinung nach wohl nur die bei den
„etablierten Medien“, die er ja positiv nennt und stärken will) und wer lediglich „an der
Zersetzung des politischen Diskurses“ mitwirke oder „faktenfreie Meinungsmache“
betreibe.

Jetzt ist es vielleicht so beziehungsweise es ist möglich, dass in manchen Medien und auf
sozialen Kanälen „faktenfreie Meinungsmache“ betrieben wird oder es einige Akteure gibt,
die aktiv und bewusst und gewollt nur den politischen Diskurs „zersetzen“ wollen, aber:
Wer entscheidet und definiert das? Es liegt doch auf der Hand, dass zumindest das Erste
(Unterstellung einer zersetzenden Absicht) fast unmöglich zu beweisen ist. Und vor allem:
wie leicht sich dieses Kriterium missbrauchen lässt (wie aktuell z.B. im Fall Jacques Baud
durch die EU-Kommission), um Kritiker und unbequeme Journalisten und Experten mundtot
zu machen und vom Diskurs auszuschließen.

Wenn Politiker und andere staatliche Stellen definieren dürfen, wer ein Journalist ist und
wer nicht, und denen, denen sie diese Eigenschaft absprechen, das Recht auf Pressefreiheit
und Meinungsfreiheit absprechen: Liegt es dann nicht auf der Hand, dass das von Politikern
und dem Staat missbraucht werden kann (ob nun bewusst oder nicht bewusst), um Kritiker
und Menschen mit anderer Meinung vom öffentlichen Diskurs auszuschließen?

Da hat jemand das Grundprinzip der Pressefreiheit nicht verstanden.

https://www.nachdenkseiten.de/?p=144473
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In Deutschland dürfen Politiker, Behörden oder der Staat insgesamt gerade nicht
definieren, wer Journalist ist und wer nicht – und erst recht niemandem den Schutz der
Pressefreiheit „aberkennen“. Das ist aus historischen Gründen ganz bewusst
ausgeschlossen und verfassungsrechtlich sehr klar geregelt. Die Pressefreiheit ist ein
Abwehrrecht gegen den Staat, sie ist kein staatlich zu verleihender Status und der Staat
darf nicht festlegen, wer „richtiger Journalist“ ist. Journalist ist, wer publizistisch tätig ist;
ob jemand einen wie auch immer definierten „Qualitätsjournalismus“ betreibt, ist dafür
irrelevant. Ob Inhalte gefallen oder von Politikern als „demokratiefördernd“, „zersetzend“
oder „russische Talking Points wiedergebend“ angesehen werden oder nicht, ebenfalls. Die
Gründe dafür liegen auf der Hand: Wenn es nicht so geregelt wäre, wäre nichts leichter für
die Regierung als die Aberkennung des Journalistenstatus unter einem Vorwand, wie es
aktuell durch die EU im Fall des ehemaligen Chefredakteurs von Red Media, Hüseyin
Doğru, und anderen geschieht.

Der Sprecher des Auswärtigen Amtes äußerte Folgendes auf eine Nachfrage der
NachDenkSeiten zu den Sanktionen gegen Doğru:

„Sie bezeichnen den Betreffenden als Journalisten. Er wurde unter dem
Sanktionsregime für Desinformation gelistet. Das heißt, es geht um einen
Desinformationsakteur. Die EU hat im Rahmen dessen in diesem Listungspaket
festgestellt, diese Listungsbegründungen sind auch öffentlich einsehbar, dass die
betreffende Person im Auftrag mutmaßlich russischer Stellen Desinformation
verbreitet. Insofern betrachten wir das, was Sie hier öfter als Kollegen
bezeichnen, als Desinformationsakteur.“

So schnell ließe sich dann bzw. lässt sich Pressefreiheit einkassieren. Eine schlichte
Bezeichnung als „Desinformationsakteur“ genügt, und vorbei ist es mit dem Schutz der
Pressefreiheit. Das sollte uns als Warnung dienen.

Diskurshoheit und Wahrheitsanspruch

Hier offenbart sich noch ein tiefer liegendes, weit verbreitetes Missverständnis. Die
Vorstellung bei vielen Politikern: Wir verbreiten keine Narrative, sondern die Wahrheit.
Alle, die von unserer Version abweichende Erklärungen und Deutungen veröffentlichen (sei
es zu Migration, Ukraine/Russland, Israel, Corona oder sonstigen umstrittenen Themen),
verbreiten dann logischerweise „Desinformation“. Denn: Narrative verbreiten immer nur die
anderen.

https://www.nachdenkseiten.de/?p=139878
https://www.nachdenkseiten.de/?p=139878
https://www.nachdenkseiten.de/?p=139878
https://www.nachdenkseiten.de/?p=139878
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Doch Wahrheit ist kein starrer Gegenstand und keiner hat sie gepachtet. Sie entsteht im
offenen Diskurs innerhalb der Gesellschaft, durch Widerspruch, Überprüfung und immer
wieder auch Korrektur. Wenn eine bestimmte Deutung staatlich oder medial zur Wahrheit
erklärt wird, obwohl sie falsch oder unvollständig ist – wie in der Coronakrise vielfach
geschehen –, und Kritik daran sofort delegitimiert wird, wird Korrektur unmöglich. Ohne
Meinungsfreiheit gibt es keinen Erkenntnisfortschritt.

Natürlich gibt es Manipulation und Einflussnahme auf diesen Diskursraum – hier hat
Günther recht –, aber zu glauben, diese finde nur von einer Seite statt und wäre damit
auszuräumen, die Sicht der selbsternannten einzigen „Demokraten“ absolut zu setzen, wird
uns nicht weiterführen, sondern direkt in einen autoritären Staat, den er ja gerade
verhindern will.

Internationale Beobachtung

Jetzt muss man fairerweise sagen, dass Günther mit dieser Haltung überhaupt in
Deutschland leider nicht allein steht, sondern seine Sichtweise inzwischen immer mehr um
sich greift. Dass diese Entwicklungen auch international wahrgenommen werden, zeigt der
angekündigte Besuch der UN-Sonderberichterstatterin für Meinungsfreiheit, Irene Khan.
Vom 26. Januar bis zum 6. Februar 2026 wird sie die Lage der Meinungs- und Pressefreiheit
in Deutschland untersuchen. Allein dieser Umstand sollte Anlass zu kritischer
Selbstreflexion unserer Politiker sein. Aber darauf können wir vermutlich lange warten.

Fazit

Daniel Günthers Aussagen sind kein Ausrutscher, sondern Ausdruck eines tiefgreifenden
Problems. In Zeiten multipler Krisen steigt der Druck auf politische Systeme – und mit ihm
die Versuchung, Kontrolle über den Diskurs zu gewinnen. Große Spannungen wirken auf
Deutschland durch die Krise der westlichen Weltordnung und die Risse und Kontinuitäten in
der transatlantischen (Zwangs-)Partnerschaft (siehe dazu z.B. hier) und natürlich auch
innerhalb von Deutschland durch sich immer weiter verschärfende wirtschaftliche und
soziale Probleme.

Je mehr dieser Druck steigt, desto härter, binärer und autoritärer wird der Diskurs. Günther
und viele andere Politiker und Menschen in Deutschland halten Trump, Musk, Russland und
die AfD für die große Gefahr, die der Demokratie droht. Sie sehen sich als kriegerische
Verteidiger der Demokratie und merken dabei vermutlich nicht, wie sehr sie diese gerade
selbst gefährden.

https://www.ohchr.org/en/calls-for-input/2026/call-input-official-visit-germany-un-special-rapporteur-freedom-expression
https://unherd.com/2026/01/will-europe-ever-wake-up/
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Doch ein politisches System, das das Infragestellen seiner eigenen Narrative und Prämissen
verbietet, hat bereits begonnen, seinen demokratischen Anspruch selbst aufzugeben.
Pressefreiheit ist kein Privileg, das der Staat gewährt. Sie ist ein Schutzschild gegen
Machtmissbrauch und für einen freien gesellschaftlichen Diskurs. Wer daran rüttelt, rüttelt
an den Fundamenten der Demokratie – egal, wie gut die Absicht dahinter vielleicht auch ist.

Titelbild: Screenshot ZDFheute Nachrichten auf YouTube
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